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Zwischenbericht der Bundesregierung „Offensive gegen Gewalt 
und Fremdenfeindlichkeit (Stand: 02/93)“ 


In ihrem Zwischenbericht (ZWB) spricht sich die Bundesregierung zur 
Bekämpfung von Gewalt auch für den Einsatz des Straf- und Strafver- 
fahrensrechts aus. Jeden Gewalttäter soll die Schärfe der Gesetze tref- 
fen, die Strafe solle der Tat auf dem Fuße folgen. 

Die realitätsgerechte Einschätzung der gegenwärtigen und zukünftigen 
Wirkungsmöglichkeiten der Strafverfolgungsbehörden bedarf einer 
unvoreingenommenen Analyse ihres materiell-rechtlichen und verfah- 
rensrechtlichen Instrumentariums. 

Die Bildung effektiver Organisationen und Stmkturen verlangt eine 
präzise Vorbereitung durch verläßliche empirische Bestandsaufnahmen. 

1. Auf welches Datenmaterial stützt sich die Aussage im ZWB, 
wonach die Strafverfolgungsbehörden begangene Straftaten 
konsequent verfolgen und die gegebenen rechtlichen Mittel aus- 
schöpfen (Feststellung der Justizministerinnen und -minister auf 
ihrer Konferenz am 16. /17. November 1992)? 


Aus der Frage ergibt sich bereits, daß die dort enthaltene Aussage 
auf Feststellungen der Justizministerinnen und Justizminister der 
Länder beruht. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
Justizministerinhen und Justizminister der Länder von den Straf- 
verfolgungsbehörden ihres Geschäftsbereichs regelmäßig über 
die Verfolgung rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher Straf- 
taten unterrichtet werden. 


a) Welche Kriterien wurden neben der im ZWB behaupteten zügi- 
gen Anklage ausländerfeindlicher Straftaten und der Höhe der 
verhängten Strafen noch eingesetzt, um die „Konsequenz" der 
Strafverfolgung zu untersuchen? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Justiz vom 19. April 
1993 im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern, dem Bundesministerium für Frauen und Jugend 
sowie dem Presse- und Informationsamt der Bundesregierung übermittelt 
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Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. 


b) Welche Erkenntnisse liegen über general- und spezialpräven- 
tive Wirkungen der durchgeführten Verfahren vor? 


Die Bundesregierung führt den jüngsten Rückgang der fremden- 
feindlichen Gewalttaten nicht zuletzt auf die konsequente Straf- 
verfolgung zurück. 


c) Wie ist die Struktur der strafrechtlichen Sanktionen (z. B. Zahl, 
Art, Gliederung der Strafrahmen bzw. Häufigkeitsverteilung der 
ausgeworfenen Strafen, Staffelungen von Geld- und Freiheits- 
strafen, Bewährung, Einstellungen, Auflagen, Verwarnungen 
mit Strafvorbehalt, Nebenfolgen, Nebenstrafen)? 


Einige Angaben hierzu können einer Erhebung über Strafverfah- 
ren wegen rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher Straftaten 
entnommen werden. Diese Erhebung führen die Landesjustizver- 
waltungen auf Bitte des Bundesministeriums der Justiz durch. Bis- 
her liegen aus 14 Bundesländern Ergebnisse für das Jahr 1992 vor. 

Angaben über die durch Einstellung beendeten Verfahren sind in 
Tabelle 1, Angaben über die Anzahl der Verurteilten und die 
Dauer der verhängten Jugend- oder Freiheitsstrafen sind in 
Tabelle 2 enthalten (Anhang). 


d) Wie hoch ist die „große Zahl" (ZWB, S. 31) von Fällen, in denen 
Anklage zügig erhoben wurde? 

e) In welchem Verhältnis steht diese Zahl zur Zahl der insgesamt 
eingeleiteten Ermittlungsverfahren? 


Die dem Zwischenbericht zugrundeliegenden Erkenntnisse be- 
ruhen auf Mitteilungen der Landesjustizverwaltungen (vgl. auch 
Antwort zu Frage 1). Der Bundesregierung liegen genau Angaben 
hierzu nicht vor. 


f) In wie vielen Fällen haben die Gerichte „empfindliche" (ZWB, 
a. a. O.) Freiheitsstrafen verhängt, und welche Maßstäbe gelten 
für diese Einstufung? 


Angaben über Verurteilungen zu Jugend- oder Freiheitsstrafe 
können der Tabelle 2 im Anhang entnommen werden. 


g) Wo werden spezielle Dezernate zur Verfolgung rechtsextre- 
mistischer Straftaten gebildet, und wie sind diese personell und 
sachlich ausgestattet? 


In allen Bundesländern wurden bei der Polizei spezielle Organisa- 
tionseinheiten zur Bekämpfung der rechtsextremistischen/frem- 
denfeindlichen Straftaten gebildet oder es wird deren Bildung 
anlaßbezogen gewährleistet. 
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Auf Bundesebene wurde die Organisationseinheit des Bundes- 
kriminalamtes, die sich mit der Bekämpfung dieses Kriminalitäts- 
phänomens befaßt, personell und materiell wesentlich verstärkt, 
so daß ihre Ausstattung als voll ausreichend bezeichnet werden 
kann. 

Soweit die Bundesregierung unterrichtet ist, werden in nahezu 
allen Bundesländern rechtsextremistische und fremdenfeindliche 
Straftaten von Sonderdezematen der Staatsanwaltschaften bear- 
beitet. 


h) - Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die bisheri- 
gen Erfolge dieser Dezernate? 


Die polizeiliche Aufklärungsquote im Bereich der fremdenfeind- 
lichen Straftaten konnte von 1991 auf 1992 gesteigert werden. 
Insbesondere konnten 1992 und 1993 alle rechtsextremistischen/ 
fremdenfeindlichen Straftaten, bei denen Menschen ums Leben 
kamen, aufgeklärt werden. 

Letztlich kann es auch als ein Erfolg dieser Spezialdienststellen 
gewertet werden, daß die Fallzahlen in diesem Bereich im ersten 
Quartal 1993 gegenüber dem letzten Quartal des Vorjahres deut- 
lich zurückgegangen sind (vgl. auch die Antwort zu Frage 1 b). 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Erkenntnissen brin- 
gen die Staatsanwaltschaften der Länder rechtsextremistische 
und fremdenfeindliche Straftaten so rasch wie möglich zur An- 
klage. In Einzelfällen liegt zwischen Tatbegehung und Anklage- 
erhebung nur eine Zeitspanne von wenigen Wochen. 


i). Wie ist die regionale Verteilung im Bereich rechtsextremisti- 
scher Straftaten (Herkunft der Täter, Tatort, Zahl der eingelei- 
teten Ermittlungsverfahren, Zahl der Verurteilungen, tatspezi- 
fische Häufigkeitsverteilungen)? 


Das Schwergewicht rechtsextremistischer Gewalttaten lag - nach 
absoluten Zahlen aufgeschlüsselt - in Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg und Brandenburg. Im Verhältnis zur Ein- 
wohnerzahl des jeweiligen Landes geschahen die meisten rechts- 
extremistischen Gewalttaten in Mecklenburg-Vorpommern und 
Brandenburg. Die meisten fremdenfeindlichen Straftaten wurden 
spontan und durch örtliche Täter begangen. Bei den ermittelten 
Tatverdächtigen handelt es sich nach Angaben des Bundeskrimi- 
nalamtes zu etwa 70 % um Jugendliche und Heranwachsende. 

Eine Analyse hinsichtlich der Tatorte ist auf der Basis der landes- 
polizeilichen Datensammlungen nur für den Bereich der fremden- 
feindlichen Straftaten möglich. Danach ereigneten sich ca. drei 
Viertel der Fälle in Mittel- und Kleinstädten (bis 100 000 Ein- 
wohner). 

Angaben über die eingeleiteten Ermittlungsverfahren und über 
die Strafvorschriften, nach denen ermittelt wurde, sind in 
Tabelle 3, Angaben über die Zahl der Verurteilten sind in 
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Tabelle 2 enthalten. Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 c 
verwiesen. 


2. Haben die Strafverfolgungsorgane der Länder auch schon vor der 
Prüfung der strafrechtlichen Relevanz fremdenfeindlicher und anti- 
semitischer Liedertexte und vor der Übermittlung des Prüfungs- 
ergebnisses durch das Bundesministerium der Justiz Ermittlungs- 
verfahren eingeleitet? 


Ja. 


a) In welchem Maße hat sich die Zahl von Ermittlungsverfahren 
wegen des Verbreitens fremdenfeindlicher und antisemitischer 
Liedertexte nach der Übermittlung des rechtlichen Prüfungs- 
ergebnisses durch das Bundesministerium der Justiz an die 
Landesjustizverwaltungen verändert? 


Das Bundesministerium der Justiz hat die Landesjustizverwaltun- 
gen zugleich mit der Übermittlung des Prüfungsergebnisses gebe- 
ten, über das von den Staatsanwaltschaften ihres Geschäftsberei- 
ches Veranlaßte zu berichten. Diese Berichte liegen noch nicht 
vor. 


b) Worauf führt die Bundesregierung die bislang angeblich nicht 
realitätsgerechte Berichterstattung der Medien über rechts- 
extremistische Gewalttaten zurück? 


Auf die Ausführungen im zweiten Absatz auf Seite 32 des Zwi- 
schenberichts der Bundesregierung wird verwiesen. 


3. Welche Ermittlungserfolge sind auf die Aktivitäten der Bund-Län- 
der-Koordinierungsgruppe zur Bekämpfung rechtsextremistischer 
und ausländerfeindlicher Aktivitäten bislang zurückzuführen? 


Aufgabe der Bund-Länder-Informationsgruppe ist die Abstim- 
mung der Beobachtung und Bekämpfung rechtsextremistischer/ 
rechtsterroristischer, insbesondere fremdenfeindlicher Gewalt- 
akte in der Bundesrepublik Deutschland (vgl. auch die Antwort zu 
Frage 3 d). 

Die Informationsgruppe hat sich seit ihrer Konstituierung am 
11. Dezember 1992 unter anderem eingehend mit den Vorarbei- 
ten zur sogenannten Aktion „NotenschlüsseP' befaßt. Unter die- 
sem Stichwort wurden am 3. Februar 1993 in sieben Bundeslän- 
dern gleichzeitig Durchsuchungen bei Mitgliedern von zehn Skin- 
head-Bands und zwei Musikverlagen durchgeführt. 

Aufgrund der bei dieser Aktion gewonnenen Erkenntnisse über 
weitere Tatverdächtige wurden am 25. März 1993 bei einem zwei- 
ten Exekutiveinsatz in zwölf Bundesländern weitere 40 Objekte 
durchsucht. Neben zahlreichen Tonträgern wurden Munition/ 
Munitionsteile und Schlagwerkzeuge sichergestellt. Diese Maß- 
nahmen führten ebenso wie die dadurch ermöglichten zahlrei- 
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chen Strafverfahren zu einem spürbaren Rückgang der Zahl von 
Skinhead-Musik-Konzerten und neu veröffentlichten Tonträgern. 


a) Wie viele Vorgänge, aus denen sich auch nur in etwa der 
Verdacht des Vorliegens rechtsterroristischer Organisations- 
strukturen ergeben könnte, sind gemäß der Absprache des 
Generalbundesanwalts mit den Generalstaatsanwälten der Län- 
der und dem Generalbundesanwalt bislang vorgelegt worden, 
und welche Konsequenzen haben sich daraus für die Strafver- 
folgung ergeben? 


Aufgrund der Absprache des Generalbundesanwalts mit den 
Generalstaatsanwälten der Länder sind der Bundesanwaltschaft 
fünf Ermittlungsverfahren vorgelegt worden. In drei Fällen konnte 
eine Übernahme der Verfahren nicht erfolgen, weil ein Anfangs- 
verdacht (§ 152 Abs. 2 der Strafprozeßordnung) für das Bestehen 
einer terroristischen oder kriminellen Vereinigung nicht bestand. 
In einem Fall hat der Generalbundesanwalt den Anfangsverdacht 
für die Gründung einer terroristischen Vereinigung im Raum 
Braunschweig bejaht, das Verfahren dann aber im Hinblick auf 
die regionale Beschränkung der terroristischen Vereinigung an 
die örtlich zuständige Staatsanwaltschaft, die Generalstaats- 
anwaltschaft Celle, abgegeben. In einem weiteren Fall hat der 
Generalbundesanwalt den Anfangsverdacht für das Bestehen 
einer kriminellen Vereinigung bejaht und das Verfahren über- 
nommen. Ein entsprechender Tatverdacht wurde dann aber im 
Rahmen eines Haftprüfungsverfahrens vom Ermittlungsrichter 
des Bundesgerichtshofes und vom 3. Strafsenat des Bundes- 
gerichtshofes verneint. Damit war die Zuständigkeit des General- 
bundesanwalts entfallen, so daß er gehalten war, das Verfahren 
an die zuständige örtliche Staatsanwaltschaft zurückzugeben. 


b) Haben sich durch die ständigen Kontakte zwischen dem Bun- 
de sministerium der Justiz und anderen Bundesministerien 
sowie den Landesjustizverwaltungen erkennbare Fortschritte 
bei der Bekämpfung rechtsextremistischer Bestrebungen er- 
geben, und worin bestehen diese gegebenenfalls? 


Die engen Kontakte zwischen den zuständigen Bundesministe- 
rien einerseits und dem Bundesministerium der Justiz und den 
Laudesjustizverwaltungen andererseits haben zur Bekämpfung 
rechtsextremistischer Bestrebungen einen wichtigen Beitrag 
geleistet. Beispielhaft wird auf die Antworten zu Fragen 2 a, 3 
und 3 d verwiesen. Die raschen und nachhaltigen Verurteilungen 
rechtsextremistischer Straftäter belegen, daß die Sicherheits- 
behörden und Gerichte ihrer großen Verantwortung bei der Be- 
kämpfung des Rechtsextremismus in eindrucksvoller Form ge- 
recht werden. 


c) Inwieweit sind die Landesjustizverwaltungen der Bitte des Bun- 
desministeriums der Justiz, Angaben über durchgeführte Straf- 
verfahren wegen rechtsextremistischer/fremdenfeindhcher 
Straftaten zu erheben, bislang nachgekommen, und inwieweit 
haben sich daraus Erkenntnisse über Bedeutung und Funktion 
strafrechtlicher Reaktionen ergeben? 
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Auf die Antwort zu Frage 1 c wird verwiesen. 

Die Angaben in den Tabellen 1 bis 3 (Anhang) belegen die 
umfangreichen Aktivitäten der Strafverfolgungsorgane der Län- 
der zur Bekämpfung rechtsextremistisch/fremdenfeindlich moti- 
vierter Straftaten. Die Bundesregierung sieht sich durch diese 
Ergebnisse in der Auffassung bestärkt, daß die Bekämpfung 
rechtsextremistischer Bestrebungen ein Zusammenwirken aller 
gesellschaftlichen Kräfte einschließlich der Justiz erfordert und 
daß die Strafverfolgungsbehörden diese Herausforderung erkannt 
und angenommen haben. 


d) Durch weiche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung 
die Absicht, die Zusammenarbeit sowie den Informationsaus- 
tausch über Straftaten aus dem rechtsextremistischen Bereich zu 
intensivieren, umgesetzt? 


Die Bundesregierung hat die Einrichtung der bereits in der Ant- 
wort zu Frage 3 erwähnten Bund-Länder-Informationsgruppe zur 
Beobachtung und Bekämpfung rechtsextremistischer/rechtsterro- 
ristischer, insbesondere fremdenfeindlicher Gewaltakte (IGR) ver- 
anlaßt, um unter Ausschöpfung des rechtlichen Rahmens eine 
Verbesserung der Zusammenarbeit und des Informationsaustau- 
sches zwischen den beteiligten Behörden zu erreichen. Die Län- 
der haben in ihrem Zuständigkeitsbereich z.T. landesbezogene 
Informationsgruppen eingerichtet, z. T. auch deren Aufgaben auf 
bereits vorhandene Strukturen übertragen. 

Die IGR greift konzeptionelle Grundfragen der Zusammenarbeit 
auf und entwickelt einheitliche Erfassungskriterien und Begriffs- 
bestimmungen im Themenbereich des gewalttätigen Rechtsextre- 
mismus. Gleichrangig werden gemeinsame Aufgaben koordiniert. 

Ergänzend wird auf die Antworten zu den Fragen 1 c und 3 bis 3 b 
verwiesen. 


4. Teilt die Bundesregierung die in Rechtsprechung und rechtswissen- 
schaftlicher Literatur vertretene Auffassung, daß ein Kennzeichen 
im Sinne des § 86 a StGB nicht in jeder Einzelheit dem Vorbild ent- 
sprechen muß, sondern daß es vielmehr genügt, wenn dem unbe- 
fangenen Betrachter der Eindruck eines Kennzeichens einer ver- 
botenen Organisation vermittelt wird? 


Die Rechtsprechung zu § 86 a StGB ist nicht eindeutig einzugren- 
zen. Die Bundesregierung hält aus diesem Grunde eine Präzisie- 
rung des Straftatbestandes des § 86 a StGB für erforderlich. Auf 
die Antworten zu den Fragen 4 a und 4 b wird Bezug genommen. 


a) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß angesichts der 
Tatsache, daß es sich bei der in § 86 a Abs. 2 StGB enthaltenen 
nur beispielhaften - also nicht abschließenden - Umschreibung 
um eine ausreichende Grundlage für strafrechtliche Maßnah- 
men handelt, die aber in vielen Fällen (z. B, Dresden) ganz 
offensichtlich nicht herangezogen worden ist? 
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Bezug nehmend auf die Antwort zu Frage 4 hält die Bundesregie- 
rung eine Ergänzung des § 86 a Abs. 2 StGB um folgenden Satz 2 
für erforderlich: 

„Den in Satz 1 genannten Kennzeichen stehen solche gleich, die 
ihnen zum Verwechseln ähnlich sind.'' 


b) Wann und in welcher Weise wird die Bundesregierung die von 
ihr für notwendig erachtete Präzisierung des § 86 a StGB in 
Angriff nehmen? 


Ein Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz (Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches, der 
Strafprozeßordnung und des Gerichtsverfassungsgesetzes), in den 
auch diese Erweiterung des § 86 a Abs. 2 StGB aufgenommen 
wurde, befindet sich derzeit in der Ressortabstimmung innerhalb 
der Bundesregierung. 


c) Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung zur Anwen- 
dungspraxis bei § 92 a StGB (Aberkennung der Fähigkeit, 
öffentliche Ämter zu bekleiden, und der Fähigkeit, Rechte aus 
öffentlichen Wahlen zu erlangen, sowie des Rechts, in öffent- 
lichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen) vor? 

d) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die in § 92 a StGB 
vorgesehenen Nebenfolgen im erforderlichen Umfang angeord- 
net werden? 


Zur Anwendungspraxis des § 92 a StGB im Zusammenhang mit 
rechtsextremistischen/fremdenfeindlichen Straftaten liegen der 
Bundesregierung keine aktuellen Erkenntnisse vor. Gemäß den 
Angaben der Strafverfolgungsstatistik wurden 1990 (Zahlen für 
1991 und 1992 liegen noch nicht vor) bei Verurteilten wegen eines 
Verstoßes gegen die §§ 84 bis 90b StGB diese Nebenfolgen nicht 
angeordnet. 


5. Welche Ergebnisse hat die Prüfung des Vorschlages des Landes 
Niedersachsen zu § 130 StGB (Ersetzung des Begriffs „Menschen- 
würde" durch den Begriff „Würde") bislang ergeben, und wann ist 
mit einer eventuellen Umsetzung des Prüfungsergebnisses zu rech- 
nen? 


Am 12. Februar 1993 hat der Bundesrat beschlossen, den vom 
Land Niedersachsen vorgelegten Gesetzentwurf, der u. a. die 
angesprochene Änderung des § 130 StGB zum Inhalt hat, beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah-,. 
rens geprüft werden sollte, ob diese Maßnahme erforderlich ist. 
Um das praktische Bedürfnis beurteilen zu können, hat das Bun- 
desministerium der Justiz die Landesjustizverwaltungen im 
Januar 1993 um Stellungnahme u. a. zu der Frage gebeten, ob und 
ggf. in welchen Fällen sich in der staatsanwaltschaftlichen und 
gerichtlichen Praxis gezeigt habe, daß strafwürdige Fälle von dem 
geltenden § 130 StGB nicht erfaßt würden. Die bislang vereinzelt 
eingegangenen Antworten lassen noch keine Auswertung der 
Umfrage zu. 
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6. Wie viele Verfahren mit rechtsextremistischem Hintergrund sind 
anhängig, in denen (auch) eine Verletzung der §§ 224, 225 StGB 
verfolgt wird? 


In den Ländern werden lediglich die Ermittlungsverfahren wegen 
Körperverletzungsdelikten insgesamt erhoben. Aus Tabelle 3 im 
Anhang geht hervor, daß 1992 in den 14 Bundesländern, aus 
denen bislang Angaben vorliegen, insgesamt 625 Ermittlungsver- 
fahren nach §§ 223 ff. StGB (Körperverletzungsdelikte) eingeleitet 
wurden. Inwieweit diese Verfahren (auch) Straftaten nach §§ 224, 
225 StGB zum Gegenstand haben, läßt sich diesen Angaben nicht 
entnehmen. 


a) In wie vielen Fällen erfolgte bislang im Zusammenhang mit 
rechtsextremistischen Straftaten eine Verurteilung nach §§ 224, 
225 StGB? 


In der Erhebung der Länder zu Verfahren wegen Straftaten mit 
rechtsextremistischem Hintergrund werden Verurteilungen ledig- 
lich insgesamt und ggf. nach der Höhe einer verhängten Jugend- 
oder Freiheitsstrafe erfaßt (vgl. Tabelle 2 im Anhang). Andere 
Erkenntnisse liegen nicht vor. 


b) In wie vielen Fällen scheiterte eine schuldangemessene Aus- 
schöpfung des Strafrahmens bei rechtsextremistischen Gewalt- 
tätern bislang daran, daß eine schwere Folge im Sinne von § 224 
StGB „nur" leichtfertig oder bedingt vorsätzlich verursacht 
wurde? 


Ein konkreter Fall ist der Bundesregierung nicht bekannt. Es ist 
allerdings nicht auszuschließen, daß sich das Problem in einzel- 
nen Strafverfahren bereits gestellt hat, jedoch in der Urteils- 
begründung letztlich keinen Niederschlag fand. 

In diesem Zusammenhang weist die Bundesregierung darauf hin, 
daß die Anpassung der Strafrahmen in den §§ 224, 225 StGB nicht 
allein durch rechtsextremistisch motivierte Straftaten veranlaßt 
ist. 


c) Wie ist die Staffelung der verhängten Strafen bei den bislang 
durchgeführten Verfahren gegen rechtsextremistische Gewalt- 
täter? 


Auf die Antwort zu Frage 6 a wird verwiesen. 


d) Sind in der Strafzumessungspraxis regionale Unterschiede zu 
verzeichnen? 


Die Frage kann nur beantwortet werden, wenn gleichartige Fälle 
für den Vergleich zugrunde gelegt werden. Die hier vorliegenden 
Informationen reichen nicht aus, eine Vergleichbarkeit der Fälle 
zu überprüfen. 
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e) Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundesregierung, die 
dafür sprechen, daß - entgegen bisherigen kriminologischen Er- 
kenntnissen - mehr die Höhe der Strafandrohung als die Ent- 
deckungswahrscheinlichkeit und schnelle Ahndung Präven- 
tionsirkung entfalten? 


Die Bundesregierung geht nicht davon aus, daß der in der Frage 
enthaltene Sahverhalt zutrifft. Ihr liegen auch keine Erkenntnisse 
vor, aus denen sich ein solcher Sachverhalt ableiten ließe. 


7. Aufgrund welcher Erkenntnisse zieht die Bundesregierung eine 
Verschärfung des § 112 a StPO einer konsequenten Beachtung und 
Anwendung des § 112 Abs. 3 StPO vor? 


§112 Abs. 3 StPO erfaßt nicht die Fälle, die die vorgeschlagene 
Änderung des § 112 a Abs. 1 StPO im Auge hat. Die tatbestand- 
liehen Voraussetzungen für die Anwendung von § 112 Abs. 3 
StPO und § 112 a Abs. 1 StPO sind verschieden; im Vergleich zu 
§ 112 a Abs. 1 StPO enthält § 112 Abs. 3 StPO u. a. einen deutlich 
engeren Deliktskatalog, in dem insbesondere der Straftatbestand 
des schweren Landfriedensbruchs (§ 125 a StGB) nicht enthalten 
ist. Im übrigen setzt nach der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts die Anordnung von Untersuchungshaft auch in den 
Fällen des § 112 Abs. 3 StPO voraus, daß Anhaltspunkte für 
Flucht- bzw Verdunkelungsgefahr gegeben sind. 

Im übrigen ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Möglichkeiten des geltenden Rechts zur Verhängung von Unter- 
suchungshaft auszuschöpfen sind. 


8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in der überwiegen- 
den Mehrheit der Fälle rechtsextremistischer Gewalttätigkeiten die 
Anordnung der Untersuchungshaft nach § 112 Abs. 3 StPO möglich 
wäre? 


Eine solche Einschätzung ist der Bundesregierung nicht möglich, 
da hierzu eine genaue Kenntnis der in die Zuständigkeit der 
Länder fallenden Strafverfahren erforderlich wäre. Im übrigen 
wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen. 


9. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung den Eigentümlich- 
keiten rechtsextremistischer Organisationsformen im Zusammen- 
hang mit der Frage einer Erweiterung der Zuständigkeit des Gene- 
ralbundesanwalts bei? 


Der Täterkreis des gewalttätigen Rechtsextremismus zeichnete 
sich bisher nach den vorliegenden Erkenntnissen durch einen 
geringen Organisations- und Strukturierungsgrad aus. Feste 
Organisationsstrukturen im Sinne des § 129 a StGB fehlten oder 
haben sich kaum feststellen lassen mit der Folge, daß die an 
§ 129 a StGB gebundene Zuständigkeit des Generalbundesan- 
walts bisher nur in wenigen Fällen bejaht werden konnte. Nach 
jüngsten Darstellungen von seiten des Verfassungsschutzes sind 
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rechtsextreme, gewaltbereite Gruppen allerdings dabei, sich stär- 
ker zu organisieren. 

Soweit dem Generalbundesanwalt nach § 120 Abs. 2 Nr. 3 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) bei schweren Straftaten, die 
nach den Umständen bestimmt oder geeignet sind, den Bestand 
oder die äußere oder innere Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland zu beeinträchtigen, ein Evokationsrecht zusteht, hat 
es sich als nachteilig erwiesen, daß der Straftatbestand des § 306 
StGB, der bei den besonders gefährlichen Brandanschlägen auf 
Wohnheime von Asylbewerbern häufig erfüllt war, nicht zu den 
Katalogtaten des § 120 Abs. 2 Nr. 3 GVG gehört. Die Bundesregie- 
rung hält es mit einem Teil der Länder für erforderlich, diese 
Vorschrift jedenfalls insoweit zu ergänzen. Ein Gesetzentwurf ist 
in Vorbereitung. 


10. Wann und auf welche Weise beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Regelungen vorzuziehen, die in dem vom Bundesministerium der 
Justiz erarbeiteten Entwurf eines Strafverfahrensänderungsgeset- 
zes enthalten sind und mit deren Hilfe zur Bekämpfung rechts- 
extremistischer Gewalt umfassende Informationen über Erkennt- 
nisse aus Ermittlungs- und Strafverfahren gewonnen bzw. verwer- 
tet werden sollen (länderübergreifendes staatsanwaltschaftliches 
Informationssystem) ? 


Eine entsprechende Änderung der Strafprozeßordnung ist Gegen- 
stand des in der Antwort zu Frage 4 b erwähnten Referentenent- 
wurfs. 

Die Bundesregierung erwägt, alsbald einen Regierungsentwurf 
vorzulegen. Die Meinungsbildung innerhalb der Bundesregie- 
rung ist jedoch noch nicht abgeschlossen. 


11. Inwieweit liegt schon eine Übereinstimmung zwischen dem Bun- 
desministerium der Justiz und den Länderjustizverwaltungen über 
die wesentlichen Regelungsziele und -Inhalte eines solchen Infor- 
mationssystems vor? 


Zwischen dem Bundesministerium der Justiz und den Landes- 
justizverwaltungen besteht weitgehende Übereinstimmung hin- 
sichtlich der wesentlichen Regelungsziele und -Inhalte eines sol- 
chen Informationssystems. 

Geplant ist ein länderübergreifendes Register für alle Strafverfah- 
ren, das - im wesentlichen als Aktennachweissystem ausgestaltet 
- zentral beim Bundeszentralregister geführt werden soll und nur 
Strafverfolgungsbehörden zur Auskunf zur Verfügung steht. 
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Anhang 
Tabelle 1 


Im Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 1992 durch Einstellungen beendete Strafverfahren 
wegen rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher Straftaten, differenziert nach Bundesländern 

(ohne Brandenburg und Saarland) 


Länder 

Einstellung 

nach § 170 Abs. 2 StPO 

nach 

§§ 153 ff. StPO 

nach 

§§ 45,47 JGG 

insgesamt 

Täter nicht ermittelt 

Baden-Württemberg 

676 

544 

29 

40 

Bayern 

600 

458 

50 

82 

Berlin 

427 

315 

49 

26 

Bremen 

48 

27 

6 

3 

Hamburg 

195 

165 

5 

14 

Hessen 

759 

558 

7 

3 

Mecklenburg-Vorpommern 

169 

19 

2 

33 

Niedersachsen 

846 

692 

28 

27 

Nordrhein- Westfalen 

1 889 

1 158 

133 

49 

Rheinland-Pfalz 

163 

129 

9 

12 

Sachsen*) 

340 

201 

51 

87 

Sachsen-Anhalt 

116 

42 

2 

12 

Schleswig-Holstein 

264 

195 

21 

20 

Thüringen* *) 

14 

9 

- 

- 


*) Die Angaben beruhen auf Schätzungen der Staatsanwaltschaften. 
*) Die Zahlen beziehen sich nur auf den LG-Bezirk Meiningen. 
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Tabelle 2 


Im Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 1992 wegen rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher 
Straftaten Verurteilte insgesamt und Verurteilungen zu Jugend- oder Freiheitsstrafe, 
differenziert nach der Dauer und nach Bundesländern (ohne Brandenburg und Saarland) 


Länder 

Verurteilte insges. 

zu Jugend- oder Freiheitsstrafe Verurteilte 


bis 6 Mon. 

6 Mon. bis 1 Jahr 

1 bis 2 Jahre 

mehr als 2 Jahre 


ins- 

ges. 

dar. 

Bew. 

ins- 

ges. 

dar. 

Bew. 

ins- 

ges. 

dar. 

Bew. 

Baden- Württemberg 

115 

8 

7 

15 

14 

9 

7 

1 

Bayern 

257 

15 

14 

16 

11 

7 

5 

2 

Berlin 

34 

- 

- 

1 

1 

3 

3 

1 

Bremen 

13 

4 

4 

- 

- 

4 

4 

- 

Hamburg 

36 

1 

1 

3 

3 

2 

2 

2 

Hessen 

38 

2 

1 

4 

4 

2 

1 

- 

Mecklenburg-Vorpommern 

69 

16 

7 

21 

17 

8 

4 

2 

Niedersachsen 

31 

9 

5 

1 

1 

1 

1 

- 

Nordrhein-Westfalen 

176 

21 

19 

15 

15 

14 

12 

9 

Rheinland-Pfalz 

51 

7 

7 

10 

10 

7 

6 

3 

Sachsen*) 

286 

13 

13 

66 

60 

30 

17 

8 

Sachsen- Anhalt 

48 

3 

3 

5 

5 

20 

16 

8 

Schleswig-Holstein 

14 

2 

2 

3 

3 

3 

1 

1 

Thüringen**) 

2 

- 

- 

1 

1 

- 

- 

- 


*) Die Angaben beruhen auf Schätzungen der Staatsanwaltschaften. 
* *) Die Zahlen beziehen sich nur auf den LG-Bezirk Meiningen. 


Tabelle 3 


Im Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 1992 eingeleitete Ermittlungsverfahren 
wegen rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher Straftaten, differenziert nach Strafvorschriften 
und Bundesländern (ohne Brandenburg und Saarland) 


Länder 

§§ 86, 86 a 

125, 125 a 

130, 131 

211, 212 

223 ff. 

306 ff. StGB 

sonstige 

Delikte 

ins- 

gesamt 

Baden- Württemberg 

524 

52 

219 

11 

76 

59 

334 

1 275 

Bayern 

579 

11 

312 

4 

41 

23 

197 

1 167 

Berlin 

803 

- 

252 

1 

2 

1 

8 

1 067 

Bremen 

30 

- 

18 

- 

2 

- 

16 

66 

Hamburg 

171 

11 

44 

3 

16 

2 

44 

291 

Hessen 

277*) 

11*) 

214*) 

9*) 

24*) 

18*) 

228*) 

861 

Mecklenburg- Vorpommern 

15 

’ 275 

7 

18 

43 

14 

14 

386 

Niedersachsen 

549 

8 

137 

3 

48 

38 

233 

1 016 

Nordrhein-Westfalen 

1 035 

46 

807 

8 ' 

94 

176 

651 

2 817 

Rheinland-Pfalz 

143 

3 

25 

2 

15 

18 

59 

265 

Sachsen* *) 

294 1 

192 

12 

1 

85 

23 

264 

871 

Sachsen-Anhalt 

73*) ' 

55*) 

14*) 

10*) 

83*) 

8*) 

47*) 

317 

Schleswig-Holstein 

209 i 

24 

114 

7 

93 

31 

263 

741 

Thüringen* * *) 

14 ' 

2 

2 

- 

3 

- 

5 

26 


*) Ohne StA Kassel/Hessen (nur insgesamt ausgewiesen: 80) bzw. ohne OLG-Bezirk Naumburg/LG- Bezirk Stendal/Sach- 
sen-Anhalt (nur insgesamt ausgewiesen: 27). 

* *) Die Angaben beruhen auf Schätzungen der Staatsanwaltschaften. 

* * *) Die Zahlen beziehen sich nur auf den LG-Bezirk Meiningen. 
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